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Kumulation von Geld- und Freiheits-
strafe

• § 41: sonst nicht oder nur wahlweise angedrohte Geldstrafe 
• Voraussetzungen:

– der Täter hat sich durch die Tat bereichert / dies versucht
– Die Verhängung einer Geldstrafe neben Freiheitsstrafe 

muss angebracht sein 
– Ob dies der Fall ist, ist nach § 46 zu beurteilen, wobei die 

persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse 
Berücksichtigung finden

– die Verhängung einer zusätzlichen Geldstrafe darf nicht 
zur Überschreitung des Maßes einer schuldangemesse-
nen Strafe führen (BGHSt 32, S. 60ff.)

– Die Geldstrafe nach § 41 ist keine zusätzliche Strafe 
(BGH, JR 1986, 70)  

– § 41 dient nicht der Gewinnabschöpfung. Dies ergibt sich 
aus der Bindung des § 41 an das Tagessatzsystem  
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Freiheitsstrafe

• § 38 
• Die Freiheitsstrafe ist zeitige oder lebenslange Freiheits-

strafe
• Zeitige Freiheitsstrafe

– Minimum 1 Monat (aber § 47: keine kurze Freiheits-
strafe!)

– Maximum 15 Jahre
• Lebenslange Freiheitsstrafe

– siehe oben
• § 39: Bemessung der Freiheitsstrafe

– bis zu einem Jahr in vollen Monaten und Wochen
– über einem Jahr in vollen Jahren und Monaten 
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Ausgestaltung der Freiheitsstrafe

• Einheitsfreiheitsstrafe (früher Differenzierung in Gefängnis und 
Zuchthaus)

• Aber: Differenzierung im Strafvollzugsgesetz
» § 9 StVollzG: Verlegung in eine 

sozialtherapeutische Anstalt
» § 10: Unterbringung in offenem oder 

geschlossenem Vollzug
» § 11: Vollzugslockerungen, Freigang (Arbeit 

außerhalb der Anstalt)
» § 141 Abs. 2: Differenzierung der 

Vollzugsanstalten nach Grad der Sicherung 
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Vollstreckung und Vollzug

• Vollstreckung der Freiheitsstrafe
– Maßnahmen, durch die die Sanktion durchgesetzt 

wird
» §§ 449 ff. StPO
» Strafvollstreckungsordnung

– Vollstreckungsbehörde: 
Staatsanwaltschaft,  § 451 StPO

• Vollzug der Freiheitsstrafe

– Geregelt in den Strafvollzugsgesetzen
» Bund / Länder 
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Strafinhalt und Zielsetzungen

• Unmittelbares Strafübel: Entzug der (Fortbewegungs-) Freiheit

• Mittelbare Strafübel:
– Herausnahme aus dem bisherigen Lebensumfeld

� Desintegration
– Zwangsweise Unterbringung in der Vollzuganstalt

� geschlossene Einrichtung, 'totale' Institution 
� vielfältige Entbehrungen und Einschränkungen  
� vielfältige Anpassungsleistungen gefordert

( 'Zwangsanpassung')

• Weitere Probleme: Subkultur und Prisonisierung

• Fernwirkungen: Stigmatisierung und Chancenverschlechterung



Michael Kilchling  |  Vorlesung Sanktionenrecht  |  SS 2010 7

• Dysfunktionale Gegenprozesse, die kontraproduktiv ggü. der  
eigentlichen Zielsetzung der Freiheitsstrafe wirken können

• Zielsetzung konkretisiert in § 2 Strafvollzugsgesetz
– Leben ohne Straftaten und in sozialer Verantwortung
– Schutz der Gesellschaft 

Strafinhalt und Zielsetzungen
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Entwicklung der Freiheitsstrafe
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Entwicklung der Freiheitsstrafe
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Strafaussetzung zur Bewährung

• §§ 56 ff. StGB
• Eingeführt durch 3. StrÄndG 1953, erweitert durch 23. StÄndG 

1986
• Zielsetzung: spezialpräventiv

– Vermeidung schädlicher Folgen des Strafvollzugs
– Spezialpräventive Ausgestaltung durch Auflagen und 

Weisungen 
• Nur bei Freiheitsstrafe

– keine zur Bewährung ausgesetzte Geldstrafe möglich

• Gleichzeitig: Institutionalisierung der Bewährungshilfe als Teil 
der sogenannten Sozialen Dienste in der Justiz
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Voraussetzungen

• Variante 1: § 56 Abs. 1, 3
– Verurteilung zu Freiheitsstrafe von < 6 Monaten
– Erwartung, dass der Verurteilte sich schon die Verurteilung 

zur Warnung dienen lassen und künftig auch ohne die 
Einwirkung des Strafvollzugs keine Straftaten mehr 
begehen wird 

– Freiheitsstrafe muss zur Bewährung ausgesetzt werden

• Variante 2: § 56 Abs. 1, 3 
– Verurteilung zu Freiheitsstrafe zwischen 6 und 12 Monaten
– Erwartung, dass der Verurteilte sich schon die Verurteilung 

zur Warnung dienen lassen und künftig auch ohne die 
Einwirkung des Strafvollzugs keine Straftaten mehr 
begehen wird

– Vollstreckung der Freiheitsstrafe ist zur Verteidigung der 
Rechtsordnung nicht geboten

– Freiheitsstrafe muss zur Bewährung ausgesetzt werden
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• Variante 3: § 56 Abs. 1, 2, 3
– Verurteilung zu Freiheitsstrafe von > 12 bis zu 24 Monaten
– Erwartung, dass der Verurteilte sich schon die Verurteilung 

zur Warnung dienen lassen und künftig auch ohne die 
Einwirkung des Strafvollzugs keine Straftaten mehr 
begehen wird

– Gesamtwürdigung von Tat und Persönlichkeit des 
Verurteilten führt zur Feststellung besonderer Umstände 
(das Bemühen des Verurteilten, den durch die Tat 
verursachten Schaden wiedergutzumachen, ist zu 
berücksichtigen) 

– Vollstreckung der Freiheitsstrafe ist zur Verteidigung der 
Rechtsordnung nicht geboten

– Freiheitsstrafe kann zur Bewährung ausgesetzt werden

Voraussetzungen
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Dauer der Freiheitsstrafe und 
Bewährung
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Entwicklung der Strafaussetzung



Michael Kilchling  |  Vorlesung Sanktionenrecht  |  SS 2010 15

Prognose

• Erwartung, dass der Verurteilte sich schon die Verurteilung zur 
Warnung dienen lassen und künftig auch ohne die Einwirkung 
des Strafvollzugs keine Straftaten mehr begehen wird

• § 56 Abs. 1: Dabei sind namentlich die Persönlichkeit des 
Verurteilten, sein Vorleben, die Umstände seiner Tat, sein 
Verhalten nach der Tat, seine Lebensverhältnisse und die 
Wirkungen zu berücksichtigen, die von der Aussetzung für ihn zu 
erwarten sind

• Maßgeblicher Zeitpunkt: letzte tatrichterliche Hauptverhandlung

• In Prognose einzubeziehen sind Nebenentscheidungen 
(Auflagen, Weisungen), die die Entwicklung des Verurteilten 
positiv beeinflussen und die Rückfallgefahr vermindern können    
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Erwartung neuer Straftaten

• Erwartung setzte keine sichere Gewähr voraus. Die Wahrschein-
lichkeit künftigen straffreien Verhaltens muss größer sein als die 
Wahrscheinlichkeit neuer Straftaten (BGH, NStZ 1997, S. 594) 

• Schwere der möglicherweise drohenden Rückfalltaten zu 
berücksichtigen

• In dubio pro reo?
» nur für die entscheidungserheblichen Tatsachen 

(Prognosebasis)
» nicht für die Schlussfolgerungen 

(Prognoseentscheidung)
» a.A. Frisch: Normzweck des § 56 erfordere, dass im 

Zweifel, d.h. bei nicht positiv feststellbarer 
Schlechtprognose, auf Vollstreckung verzichtet 
werden müsste (Frisch, W.: Prognoseentschei-
dungen im Strafrecht, Heidelberg/Hamburg 1983; 
weitere Hinw. bei Meier, B.-D.: Sanktionen, S. 95 ff.)
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Bewährungsbeschluss

• Im Bewährungsbeschluss, der gleichzeitig mit dem Urteil ergeht, 
werden festgelegt

– Dauer der Bewährungszeit

» § 56a Abs. 1 S.  2: mindestens zwei und 
höchstens fünf Jahre

» Nachträgliche Veränderung durch Verkürzung 
oder Verlängerung möglich (§ 56a Abs. 2 S. 2)

» Die Vollstreckungsverjährung ruht während der 
Bewährungszeit (§ 79a Nr. 2b)

– Auflagen und/oder Weisungen: § 56b und c 
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Auflagen

• § 56b

• Auflagen dienen der Genugtuung für das Unrecht der Tat
• Strafähnliche Maßnahmen
• Keine unzumutbaren Anforderungen
• Verhältnismäßigkeit
• Abschließender Katalog: Abs. 2 Nr. 1 bis 4
• Erbietet sich der Verurteilte freiwillig zu Leistungen, dann 

sieht das Gericht von einer Anordnung ab, § 56b Abs. 3
• Nachträgliche Anordnung, Änderung, Aufhebung ist 

möglich, § 56e 
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• § 56b Abs. 2

• Nr. 1: Wiedergutmachung (nach Kräften)
» Vorrang vor anderen Auflagen (§ 56b Abs. 2 S. 2)
» Opferinteresse und Verdeutlichung der Verantwort-

lichkeit für die Tat
» Bindung an den zivilrechtlichen Ersatzanspruch; nach 

h.M. auch möglich bei Verjährung des zivilrechtlichen 
Ersatzanspruches

» vorherige Einigung von Täter und Opfer sinnvoll
» vgl. auch BVerfGE 53, S. 358 ff: keine Verpflichtung 

zur Aufnahme eines Arbeitsverhältnisses

Auflagen
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• § 56b Abs. 2

• Nr. 2: Geldauflage zugunsten gemeinnütziger Einrichtung

• Nr. 3: Gemeinnützige Leistungen
» Zumutbarkeit, Menschenwürde, Zwangsarbeits-

verbot (Art. 12 GG) zu beachten

• Nr. 4: Geldauflage zugunsten Staatskasse

Auflagen
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• § 56c

• Weisungen dienen der Spezialprävention (Regulierung der 
Lebensführung)

• Keine unzumutbaren Anforderungen
• Kein abschließender Katalog

– Aufenthalt, Freizeit, wirtschaftliche Verhältnisse, 
Ausbildung, etc.

– Meldeweisung
– Verbot des Umgangs
– Besitzverbote
– Unterhaltsleistungen

Weisungen
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• § 56c

• Keine Weisung, die dasselbe wie Sonderregelungen 
(Fahrverbot, § 44) bewirken würden (ansonsten Umgehung) 

• Kein Eingriff in Grundrechte ohne Gesetzesvorbehalt
• Bei freiwilligen Zusagen vorläufiges Absehen von Anordnung, 

§ 56c Abs. 4
• Therapie und Behandlung nur bei Einwilligung,  § 56c Abs. 3

Weisungen
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Bewährungshilfe

• Besonderer Fall einer Weisung, § 56d
• Unterstellung unter Aufsicht und Leitung eines Bewährungs-

helfers
• Unterstellung nur dann, wenn dies zur Verhinderung von 

Straftaten angezeigt ist, § 56d Abs. 1
– Regelfall bei unter 27-jährigen bei mehr als 9-monatiger 

Freiheitsstrafe
• Aufgaben des Bewährungshelfers, § 56d Abs. 3

– Unterstützung und Kontrolle (Erfüllung der Weisungen 
und Auflagen)

– Berichtspflichten gegenüber Gericht (ansonsten Ver-
schwiegenheitspflicht � § 203 Abs. 1 Nr. 5!)

– Rollenkonflikt (gemildert durch Meldepflicht bei groben 
oder beharrlichen Verstößen)

– Kein Zeugnisverweigerungsrecht
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• Bewährungshelfer hat keine starke Rechtsstellung
• Kein eigenständiges Weisungsrecht gegenüber dem Verurteilten 

– Lediglich Mitteilung an Gericht
• Ausbildung: Sozialarbeit

– Haupt- oder ehrenamtliche Bewährungshilfe
(§ 56d Abs. 5)

• Empirie
– Ca. 60 Probanden pro Bewährungshelfer
– Ausrichtung der Tätigkeit auf die Beeinflussung der 

aktuellen Lebenssituation (Arbeit, Ausbildung, Wohnen, 
Schuldenregulierung)

Bewährungshilfe


